
Peter Tobiassen

Der Skandal funktioniert
Anmerkungen zum Bericht der Bundesregierung zu den
Auswirkungen des Kriegsdienstverweigerungs-Neuordnungsgesetzes

ie Gewissensprüfung funktioniert. « So hät-
te die Bundesregierung ihren B ericht zu

den Au swirkungen de s Kriegsdienstverweige-
rungsneuregelungsgesetzes vom Novemb er 2 0 0 3
auch üb erschreib en können . D er eigentliche Skan-
dal bleibt ab er unerwähnt. D as Grundrecht auf
Kriegsdienstverweigerung

1 )

wird nach wie vor nur
auf Antrag und nach staatlicher Üb erprüfung ver-

liehen o der − in den letzten drei Jahren in knapp
70 . 0 0 0 Fällen − verwehrt. D abei kann es Grund-
rechte mit Üb erprüfungsvorb ehalt gar nicht ge-
b en . Grundrechte gelten unmittelb ar und für j ede
und j eden gleichermaßen, so wie das Recht auf
freie Meinungsäußerung

2 )

, die Religionsfreiheit
3 )

1 ) Art. 4 Ab s . 3 GG : »Niemand darf gegen sein Gewissen zum Kriegs-
dienst mit der Waffe gezwungen werden . D as Nähere regelt ein
Bunde sgesetz . «

2 ) Art. 5 Ab s . 1 GG : »Jeder hat d as Recht, seine Meinung in Wort,
Schrift und B ild frei zu äußern und zu verbreiten und sich aus all-
gemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten. «

3) Art. 4 Ab s . 1 GG: »D ie Freiheit de s Glaub ens , de s Gewissens und
die Freiheit de s religiö sen und weltanschaulichen B ekenntnisses
sind unverletzlich . «

sich auf 2 . 602 . 1 5 Euro . Im Jahr 2 0 0 4 wurde ein B e-
trag in Höhe von 2 3 6 , 3 5 Euro und im Jahr 2 0 0 5 B e-
träge in Höhe von insgesamt 2 . 3 65 , 8 0 Euro au sge-
zahlt.

i) Widerrufe der Anerkennungen und Aber-
kennungen

Auf Widerrufe der Anerkennungen und Ab erken-
nungen hat das neue KDVG keinen Einfluss (Tab el-
le 9) . Die Anzahl der Widerrufe und Ab erkennun-
gen b ewegt sich ohnehin in einem recht niedrigen
B ereich.

5) Zusammenfassung

Die mit dem Kriegsdienstverweigerungs-Neurege-
lungsgesetz veränderten ge setzlichen Regelungen
zur Kriegsdienstverweigerung hab en die geplan-
ten Zielsetzungen erreicht. Nunmehr sind ein ein-
heitliche s Verfahren und eine einheitliche Ent-
scheidungspraxis gewährleistet.

Insge samt ist das Kriegsdienstverweigerungs-
verfahren für die Antragstellerinnen und Antrag-
steller weniger b elastend als zuvor. Eine daraus re-
sultierende Zunahme der Anträge lässt sich aber
nicht fe ststellen . Die Quoten der Anerkennungen
und der Ablehnungen blieben im Wesentlichen un-
verändert.

Die Justiz wurde durch die Einführung eines Wi-
derspruchsverfahrens spürb ar entlastet, da die
Zahl der Klageverfahren seit dem Inkrafttreten de s
neuen KDVG deutlich gesunken ist. Mehrko sten
waren nicht zu verzeichnen . Die finanziellen Rah-
menplanungen wurden eingehalten .

E s erscheint daher gegenwärtig nicht angezeigt,
die vorgenommenen Änderungen des KDVG zu re-
vidieren o der das KDVG o der einzelne seiner Vor-
schriften anderweitig zu ändern .

F or u m Pazi fi s mus
Am 9 . Juni starb nach kurzer schwerer Krankheit der Hamburger
Rechtsanwalt Jo achim Hofschro er, derF or u m Pazi fi s mus und
vor allem der Vorgänger-Publikation 4/3 − Fachzeitschrift zu
Kriegsdienstverweigerung, Wehrdienst und Zivildienst als Au-
tor langj ährig verbunden war. Wir veröffentlichen den Nachruf
der Zentralstelle KDV, in deren Vorstand Jo achim Hofschroer
seit 1 9 9 4 ehrenamtlich tätig war.

Die Zentralstelle für Recht und Schutz der Kriegsdienstverweige-
rer aus Gewissensgründen e .V. trauert um ihr Vorstandsmitglied
Rechtsanwalt

Jo achim Hofschroer
G 4 . März 1 9 4 4 † 9 . Juni 2 0 07

Seit 1 9 9 4 war Jo achim Hofschro er juristischer
B eisitzer in unserem Vorstand . In seiner ruhi-
gen, humorvollen, ab er denno ch klaren und
entschlo ssenen Art war er deutlich Anwalt der
Kriegsdienstverweigerer, immer b emüht, ih-
nen b eim Schutz ihrer Gewissensentschei-
dung b eizu stehen und verlässliche Regelun-

gen dafür zu erreichen . B ei der Klärung strittiger Fachfragen war
auf seine gründliche und zuverlässige Arb eit immer Verlass . Oft
konnte er sich fe stfahrende S achdiskussionen mit einem neuen
D enkansatz auf einen guten Weg bringen .

Wir trauern um den geachteten Freund und Kollegen, der uns
b ei unserer weiteren Arb eit fehlen wird . In der Trauer wissen wir
uns verbunden mit seinen Angehörigen und hoffen, dass Jo a-
chim Hofschro er j etzt die Verwirklichung de ssen erfahren kann,
was er als üb erzeugter Christ glaubte .

Zentralstelle für Recht und Schutz der Kriegsdienstverweigerer
aus Gewissensgründen e .V.

Dr. Margot Käßmann B arb ara Kramer
Präsidentin Vorsitzende

Jo achim Hofschroer
G 4 . März 1 9 4 4 † 9 . Juni 2 0 07



o der das Recht, sich ohne Anmeldung o der Erlaub-
nis friedlich und ohne Waffen zu versammeln

4)

.
Die grundgesetzlich garantierte Versammlungs-

freiheit scheint inzwischen auch nur noch ein Vor-
behaltsgrundrecht zu sein wie das Kriegsdienstver-
weigerungsrecht. Versammeln dürfen sich D eut-
sche nur auf Antrag und nach Üb erprüfung. D as
Bunde sverfassungsgericht hat gerade in einer Ent-
scheidung

5 )

festgestellt, dass Artikel 8 Grundgesetz
nicht verletzt ist, wenn für eine Mahnwache eine
Hö chstteilnehmerzahl von 1 5 Personen fe stge setzt
wird und diese Personen 2 4 Stunden vor B eginn
der Mahnwache der Polizei namentlich b enannt
werden mü ssen . Auch hier soll dann wohl eine
Üb erprüfung vorgenommen werden, ob ein
Grundrecht in Anspruch genommen werden darf.
E s scheint inzwischen vergessen, warum das
Kriegsdienstverweigerungsrecht und das Ver-
sammlungsfreiheitsrecht von Anfang an im Grund-
rechtekatalog des Grundge setze s stehen . Als Kon-
sequenz aus den Erfahrungen mit der Diktatur, die
wenige Jahre vor der Verab schiedung des Grund-
gesetze s in D eutschland wütete , wurden Rechte ge-
schaffen, die unmittelb ar und uneinschränkb ar
gelten . Die Grundrechte binden staatliches Han-
deln

6)

und nicht umgekehrt.
Insgesamt ist die Bunde sregierung mit ihrem

Kriegsdienstverweigerungsgesetz zufrieden . »D as
Verfahren hat sich b ewährt« , »Die Neuregelung hat
sich bewährt« heißt e s an verschiedenen Stellen −
und : »Die Quoten der Anerkennungen und der Ab-
lehnungen blieb en im We sentlichen unverändert« .
Unveränderte Quoten b ei der Verwehrung eine s
Grundrechts als »b ewährte Regelung« zu b ezeich-
nen, ist skandalö s . Die se B emerkung wirft ein b e-
zeichnendes Licht auf das Grundrechtsverständnis
der Bunde sregierung. Vielleicht soll der B ericht
deshalb nicht veröffentlicht werden, denn »eine
Verteilung als Bundestagsdrucksache ist nicht vor-
gesehen«

7)

.
Einige der im B ericht aufgeführten Statistiken

lohnen eine genauere B etrachtung.

KDV-Anträge
von Soldatinnen und Soldaten

»Eine signifikante Änderung des Antragsverhaltens
die ser Gruppe ist nicht feststellb ar« , heißt e s in den
Erläuterungen zu Tab elle 3 . Wer nur die ab soluten
Antragszahlen sieht, könnte in der Tat zu die sem
Schluss kommen . Unterschlagen wird ab er, dass im

Jahre 2 0 0 1 (2 . 4 4 2 KDV-Anträge) no ch 1 2 9 . 0 0 0

Wehrpflichtige den Dienst in der Bunde swehr an-
traten, und dass e s 2 0 0 6 (2 . 2 69 KDV-Anträge) nur
noch 67. 0 0 0 Wehrpflichtige , also gut halb so viele
waren . Wenn sich die Zahlenb asis halbiert, b edeu-
tet das , dass die Verweigererzahl sich relativ gese-
hen fast verdoppelt hat. D er Anstieg ge schah 2 0 04 ,
als die mündlichen Inquisitionsverfahren vor den
Ausschüssen und Kammern für Kriegsdienstver-
weigerung für verweigernde Soldaten gerade weg-
gefallen waren . Die se Entwicklung b elegt im Nach-
hinein einmal mehr die Verfassungswidrigkeit der
alten Gewissensprüfungen . Artikel 1 2 a Grundge-
setz schreibt vor : »D as Nähere regelt ein Gesetz, das
die Freiheit der Gewissensentscheidung nicht b e-
einträchtigen darf. « D azu gehört auch, dass nie-
mand durch ihm unüb erwindlich erscheinende
Hürden von der Inanspruchnahme eines Grund-
rechts abgehalten werden darf.

D ass die Bundesregierung nicht fe ststellen
kann, wie hoch der Frauenanteil b ei den Verweige-
rungen ist im Soldaten- und Re servistenb ereich ist,
ist wenig glaubhaft. Auch die D atenverwaltung der
Wehr- und Zivildienstverwaltung dürfte ein Anre-
defeld kennen, dass nach »Herr« und »Frau« unter-
scheidet. »Nichtwissen« dürfte in diesem Fall ab er
kein Hinweis auf zu verschleiernde Verhältnisse
sein . Zahlenmäßig spiegelt das Geschlechterver-
hältnis b ei den Anfragen der ratsuchenden Zeit-
und B erufssoldatinnen und -soldaten deren Anteile
in der Truppe wider. Frauen scheinen nicht verwei-
gerungsfreudiger zu sein als Männer.

Ablehnungen
und Ablehnungsgründe

Erstaunlich ist die hohe Zahl der Ablehnungen (Ta-
b elle 5 ) . Erstaunlich de shalb , weil die KDV-B era-
tungsstellen kaum von Ratsuchenden angefragt
werden, deren KDV-Antrag abgelehnt wurde . E s
melden sich zwar viele Ratsuchende mit den Wor-
ten »Mein KDV-Antrag ist abgelehnt worden . « Tat-
sächlich ist damit ab er regelmäßig ein Schreib en
des Bunde samtes für den Zivildienst gemeint, mit
dem eine Ergänzung der Unterlagen angefordert
wird . 2 0 0 5 gab es b ei 1 2 1 . 9 2 6 b earb eiteten KDV-
Anträgen 7 1 . 5 5 8 solcher Nachforderungen, 2 0 0 6
b ei 1 1 6 . 975 Verfahren 66 . 5 9 0 .

Rund 2 0 . 0 0 0 KDV-Anträge werden j ede s Jahr
vom Bunde samt für den Zivildienst förmlich abge-
lehnt. »Sie sind nicht b erechtigt, den Kriegsdienst
mit der Waffe zu verweigern « , steht in den B eschei-
den . »Für Sie gilt dieses Grundrecht nicht« heißt das
übersetzt − ein Skandal in einem » Staat de s Grund-
gesetze s« . Von den üb er 2 0 . 0 0 0 Ablehnungen j ede s
Jahr gehen aber »nur« knapp 1 . 0 0 0 auf inhaltliche
Gründe wie »Unschlüssigkeit« o der »Zweifel« zu-
rück. 9 5 Prozent der Ablehnungen erfolgen aus for-
malen Gründen (fehlende Unterlagen; Unzulässig-
keit de s Antrags , z . B . wg. Untauglichkeit ; Unzu stän-
digkeit des BAZ − Tab elle 6) .

4) Art. 8 Ab s . 1 GG : »Alle D eutschen hab en das Recht, sich ohne An-
meldung o der Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu versam-
meln . «

5 ) 1 BvR 14 2 9/07 vom 5 . 6 . 2 0 07 (http ://www. bverfg . de/entschei-
dungen/rk2 0 070 60 5 _ 1 bvr 14 2 9 07.html)

6) Art. 1 Ab s . 3 GG : »Die nachfolgenden Grundrechte binden Ge setz-
gebung, vollziehende Gewalt und Rechtsprechung als unmittel-
b ar geltendes Recht. «

7) Schreib en an die Fraktionen des Bundestage s vom 2 2 . Mai 2 0 07.
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Gegen mehr als 70 . 0 0 0 Ablehnungen aus dem
Zeitraum Novemb er 2 0 0 3 bis Ende 2 0 0 6 wurde in
nicht einmal 1 0 Prozent der Fälle Widerspruch
(6 . 74 3 ) eingelegt. 9 0 Prozent der Abgelehnten nah-
men die Verwehrung des Grundrechts hin . 75 Pro-
zent der Widersprüche waren erfolgreich und
führten zur Anerkennung als Kriegsdienstverwei-
gerer (4 . 9 3 1 ) .

In der Praxis wissen die KDV-B erater ab er, was
sie einem Ratsuchenden auf dessen Frage nach der
Anerkennungsquote antworten können : 1 0 0 Pro-
zent. D enn : Wer alle Unterlagen einreicht und b e-
reit ist, auf Rückfragen des Bundesamtes zu ant-
worten und dab ei die Zweifel o der Unschlüssigkei-
ten au szuräumen, wird anerkannt, sp ätestens im
Widerspruchsverfahren . Mit Unterstützung lässt
sich das Verfahren immer erfolgreich b ewältigen;
aber eben in vielen Fällen nach wie vor nur mit der
Hilfe der B erater und B eistände für Kriegsdienst-
verweigerer o der im Wehrrecht erfahrener Rechts-
anwälte .

Zu früh gestellter KDV-Antrag
bringt Nachteile

B esonders intere ssant sind die Angab en zum Zeit-
punkt der Antragstellung (Tab elle 4) . Während in
der Vergangenheit rund 8 0 Prozent der KDV-Anträ-
ge vor o der b ei der Musterung ge stellt wurden,
sind 2 0 0 5 immerhin 2 5 und 2 0 0 6 schon 2 8 Prozent
nach der Musterung gestellt worden . Die Empfeh-
lungen der DFG-VK, der Zentralstelle KDV und an-
derer B eratungsstellen, den KDV-Antrag möglichst
erst nach Zustellung de s Einberufungsb e scheides
zu stellen, greifen nach wie vor nur sehr langsam .

Nun lässt sich mit den Angab en die se s B erichts
erstmalig nachweisen, dass und in welchem Um-
fang die frühe KDV-Antragstellung zum Nachteil
wird .

E s ist davon auszugehen, dass Kriegsdienstver-
weigerer keine anderen Tauglichkeitsvorau sset-
zungen mitbringen als Nichtverweigerer. Sie wer-
den b ei der Musterung, die von Ge setzes wegen
ausschließlich nach den für Grundwehrdienstleis-
tende geltenden Kriterien durchzuführen ist, im
statistischen Durchschnitt also im gleichen Um-

fang als »wehrdienstfähig« , »vorüb ergehend nicht
wehrdienstfähig« o der »nicht wehrdienstfähig«
eingestuft wie Grundwehrdienstwillige . Von den
vor o der b ei der Musterung gestellten KDV-Anträ-
gen hätten knapp 4 0 Prozent nicht an das Bunde s-
amt weitergeleitet werden dürfen, weil die Antrag-
steller wegen der Untauglichkeit aus formalen
Gründen gar keinen KDV-Antrag stellen können .
Tatsächlich erreichen das Bundesamt für den Zivil-
dienst ab er rund 1 0 . 0 0 0 Anträge mehr, als eigent-
lich dort eingehen dürften . In den b eiden letzten

Jahren wurden folglich j eweils rund 1 0 . 0 0 0 Wehr-
pflichtige , die eigentlich nicht wehrdienstfähig
sind , für tauglich erklärt, weil sie vor o der b ei der
Musterung einen KDV-Antrag ge stellt hatten .

Die se Zahlen machen deutlich, wie wichtig der
richtige Zeitpunkt für die KDV-Antragstellung ist.
Wer sich zu früh als Kriegsdienstverweigerer mel-
det, den b estraft die Wehr- und Zivildienstverwal-
tung. Die Nachteile für frühe KDV-Antragsteller
werden in die sem Jahr sogar no ch ausgeweitet.
Wer vor der Musterung verweigert, soll zukünftig
vom Kreiswehrersatzamt gleich zu einem der 2 1 9
b eauftragten Ärzte de s Bunde samte s für den Zivil-
dienst in deren Privatpraxis ge schickt und dort »ge-
mustert« werden

8)

. Formal geht es zwar nach den
Musterungskriterien der Kreiswehrersatzämter,
tatsächlich wird ab er nur ob erflächlich nach dem
Eindruck des Arztes entschieden, ob die ser den
Wehrpflichtigen für geeignet hält, Zivildienst zu
leisten . Erste B erichte üb er solche »Musterungen«
und »Überprüfungsuntersuchungen« üb ertreffen
die schlimmsten B efürchtungen .

M an kann nach dem B ericht der Bunde sregie-
rung und nach den Neuregelungen im Musterungs-

verfahren nur dringend
davon abraten, vor o der
b ei der Mu sterung einen

Kriegsdienstverweige-
rungsantrag zu stellen . Je-
der faire KDV-B erater
muss einen Ratsuchen-
den über die Folgen der
frühen KDV-Antragstel-
lung informieren, damit
der Ratsuchende weiß,
welche Nachteile ihm
durch die Antragstellung
vor o der bei der Mu ste-

rung drohen . Die Entscheidung üb er den Zeit-
punkt liegt natürlich b eim Ratsuchenden selber.

Peter To biassen ist Geschäftsführer der Zen tral-
stelle KDV.

8) Schreib en des Parlamentarischen Staatssekretärs im Bundesmi-
nisterium der Verteidigung, Thomas Ko ssendey, vom 1 1 . 5 . 2 0 07
an den Präsidenten des D eutschen Bunde stage s mit der Antwort
auf die Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (BT-Drucksache
1 6/ 5 1 8 6)
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